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Satzung 

zur Festlegung der Grenzen und zur Abrundung des im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles Kleinpinzing 

- Einbeziehungssatzung - 

Aufgrund der § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 des Baugesetzbuches (BauGB), in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Art. 1 des Geset-
zes vom 22.06.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 192), der Baunutzungsverordnung (BauNVO), in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 
2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176), der Planzeichenverordnung (PlanZV) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Art. 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189), der Art. 23 und 24 der 
Gemeindeordnung (GO) für den Freistaat Bayern, in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes 
vom 23.12.2025 (GVBl. S. 637) und Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO), in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt ge-
ändert durch § 2 des Gesetzes vom 23.04.2026 (GVBl. S. 190) erlässt die Gemeinde Weiding 
folgende Satzung: 

§ 1 

Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus den Festsetzungen im zeichnerischen Teil 
(Maßstab 1:1.000). Die Planzeichnung in der Fassung vom 04.08.2026 ist Bestandteil der Sat-
zung. Die gekennzeichnete Teilfläche des Flurstückes Nr. 450/2 der Gemarkung Habersdorf 
wird in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Pinzing einbezogen. 

§ 2 

Planungsrechtliche Zulässigkeit 

Innerhalb des in § 1 beschriebenen und in der Planzeichnung dargestellten Geltungsbereiches 
der Satzung gelten die Festsetzungen dieser Satzung. Darüber hinaus richtet sich die pla-
nungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben nach § 34 BauGB. 

§ 3 

Ausgleichsmaßnahmen 

Der naturschutzrechtliche Ausgleich ist, gemäß der Begründung in der Fassung vom 
04.08.2026 unter Kapitel 9 beschriebenen Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Natur und Landschaft, auf einer Teilfläche des Flurstückes Nr. 450/2 der Gemar-
kung Habersdorf zu erbringen. 

§ 4 

Inkrafttreten 

Die Satzung tritt gem. § 34 Abs. 6 Satz 2 BauGB in Verbindung mit § 10 Abs. 3 BauGB mit der 
ortsüblichen Bekanntmachung in Kraft. 

Gemeinde Weiding, den __.__.____  ________________________ (Siegel)

Daniel Paul, Erster Bürgermeister 
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Verfahrensvermerke 

1. Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 13.01.2026 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Erwei-
terung der Ortsabrundungssatzung Pinzing (O.Nr. 37.08.VI) beschlossen. Der Beschluss 
wurde am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht. 

2. Zu dem Entwurf der Erweiterung der Ortsabrundungssatzung Pinzing in der Fassung vom 
13.01.2026 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 34 
Abs. 6 Satz 1 und § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 05.02.2026 bis zum 13.03.2026 
beteiligt. 

3. Der Entwurf der Erweiterung der Ortsabrundungssatzung Pinzing in der Fassung vom 
13.01.2026 wurde mit der Begründung gemäß § 34 Abs. 6 Satz 1 und § 3 Abs. 2 BauGB in 
der Zeit vom 09.02.2026 bis 13.03.2026 im Internet veröffentlicht. Zusätzlich zur 
Veröffentlichung im Internet wurden folgende andere leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeiten vorgehalten (z.B. Lesegeräte) im Rathaus, Zimmer ____, Anschrift: 
Rathausplatz 1 in 93495 Weiding, während folgender Zeiten: 
_________________________ bereitgestellt. Die Unterlagen wurden über das zentrale 
Internetportal des Landes zugänglich gemacht. 

4. Zu dem 2. Entwurf der Erweiterung der Ortsabrundungssatzung Pinzing in der Fassung 
vom 02.06.2026 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 
34 Abs. 6 Satz 1 und § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 
03.06.2026 bis zum 06.07.2026 erneut beteiligt. 

5. Der 2. Entwurf der Erweiterung der Ortsabrundungssatzung Pinzing in der Fassung vom 
02.06.2026 wurde mit der Begründung gemäß § 34 Abs. 6 Satz 1 und § 3 Abs. 2 BauGB 
i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 05.06.2026 bis 06.07.2026 erneut im Internet 
veröffentlicht. Zusätzlich zur erneuten Veröffentlichung im Internet wurden folgende andere 
leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeiten erneut vorgehalten (z.B. Lesegeräte) im 
Rathaus, Zimmer 01, Anschrift: Rathausplatz 1 in 93495 Weiding, während der allgemeinen 
Öffnungszeiten (Montag bis Dienstag 07:30 bis 12:00 Uhr, 13:00 bis 16:30 Uhr, Mittwoch 
07:30 bis 12:00 Uhr, Donnerstag 07:30 bis 12:00 Uhr, 13:00 bis 18:00 Uhr, Freitag 07:30 
bis 13:00 Uhr) erneut bereitgestellt. Die Unterlagen wurden über das zentrale Internetportal 
des Landes erneut zugänglich gemacht. 

6. Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom 04.08.2026 die Erweiterung der 
Ortsabrundungssatzung Pinzing gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 04.08.2026 
als Satzung beschlossen. 

Gemeinde Weiding, den __.__.____ ________________________ (Siegel)

Daniel Paul, Erster Bürgermeister

7. Ausgefertigt 

Gemeinde Weiding, den __.__.____ ________________________ (Siegel)

Daniel Paul, Erster Bürgermeister
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8. Inkrafttreten 

Der Satzungsbeschluss zur Erweiterung der Ortsabrundungssatzung 
(Einbeziehungssatzung) für den Ortsteil Pinzing wurde am __.__.____ gemäß § 10 Abs. 3 
S. 1 HS 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Die Einbeziehungssatzung mit Begründung 
wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns 
Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Die 
Erweiterung der Ortsabrundungssatzung (Einbeziehungssatzung) für den Ortsteil Pinzing 
(O.Nr. 37.08.VI) ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 S. 1 und 
2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wurde in der Bekanntmachung 
hingewiesen. 

Gemeinde Weiding, den __.__.____ ________________________ (Siegel)

Daniel Paul, Erster Bürgermeister
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Begründung 

1. Beschreibung des Geltungsbereichs 

Der Ortsteil Pinzing befindet sich rund 3 km nordwestlich vom Hauptort Weiding entfernt und 
ist durch den Pinzinger Bach in Ober- und Kleinpinzing gegliedert. 

Die Grenzen des im Zusammenhang bebauten Ortsteils Pinzing sind durch eine Innenbe-
reichssatzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BauGB vom 17.01.2003, zuletzt geändert durch 
die 5. Änderung (O.Nr. 37.08.V) vom 04.06.2021, festgelegt. 

Die Erweiterungsfläche liegt am nordwestlichen Ortsrand von Kleinpinzing und ist im wirksa-
men Flächennutzungsplan Weiding vom 14.09.1984 als Fläche für die Landwirtschaft darge-
stellt. Die bestehenden Bauflächen im Umfeld sind als Dorfgebiet (MD) dargestellt. Durch die 
Erweiterungsfläche hindurch verläuft eine Hauptwasserleitung. 

Die Erweiterungsfläche ist von Osten nach Westen geneigt und wurde bislang überwiegend 
landwirtschaftlich als Acker genutzt. 

Im Erweiterungsbereich befinden sich keine Biotope. Unmittelbar westlich grenzen die Bio-
topflächen „Feuchtflächen am Pinzinger Bach“ (6742-0065-003) an. 

Innerhalb des Geltungsbereiches sind zwei Sträucher vorhanden. 

Die Erweiterungsfläche der Ortsabrundungssatzung Pinzing umfasst eine Teilfläche des Flur-
stücks Nr. 450/2, Gemarkung Habersdorf, Gemeinde Weiding von ca. 3.251 m2. 

Anhaltspunkt für die nördliche Abgrenzung sind die Flurstücksgrenzen der östlich angrenzen-
den Flurstücke. Aufgrund der Größe und Zuschnitte ist langfristig zu erwarten, dass die Flur-
stücke Nr. 450/8 und 450/10, Gemarkung Habersdorf, ebenfalls bebaut und durch das Flur-
stück Nr. 450/9 erschlossen werden. Damit ist hier zukünftig ebenfalls eine Bebauung in 2. 
oder 3. Reihe zu erwarten. Diese Entwicklung ist bereits auf den weiter östlich gelegenen Flur-
stücken Nr. 450/3, 450/4 und 450/6, Gemarkung Habersdorf, erkennbar, wo bereits Gebäude 
in 2. und 3. Reihe über eine private Erschließung realisiert wurden. An diese Entwicklung 
knüpft die vorliegende Erweiterung der Ortsabrundungssatzung zur Schaffung kompakter 
Siedlungsstrukturen an. Damit kann eine abgesetzte Hinterliegerbebauung vermieden wer-
den. 

Die Erweiterungsfläche schließt unmittelbar an den bestehenden Siedlungskörper von Klein-
pinzing an und fügt sich funktional sowie räumlich in die vorhandenen Strukturen ein. 

Der für die Erweiterung erforderliche Ausgleich findet auf einer Teilfläche des Flurstückes Nr. 
450/2 der Gemarkung Habersdorf, nördlich der Erweiterungsfläche, statt. Hierfür wird eine Flä-
che von ca. 495 m2 benötigt. 

Im Südosten grenzt der Ahornweg als Anwohnerstraße an. In ca. 105 m östlicher Richtung 
verläuft die Kreisstraße CHA 18 (Rieglstraße), in ca. 170 m westlicher Richtung die Kreisstraße 
CHA 10. 

Im Südosten grenzt die bestehende Bebauung von Kleinpinzing an, im Norden, Osten und 
Westen setzen sich landwirtschaftlich genutzte Flächen fort. Im Westen verläuft der Pinzinger 
Bach. 

2. Ziel und Zweck 

Ziel dieser Satzung ist die Erweiterung der Innenbereichssatzung Pinzing nach § 34 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 3 BauGB an städtebaulich sinnvoller Stelle. Die städtebauliche Ordnung und Ent-
wicklung des Ortsteils soll damit langfristig gesichert und eine Bebauung ermöglicht werden. 
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Bislang ist die betroffene Teilfläche des Flurstücks Nr. 450/2, Gemarkung Habersdorf, Ge-
meinde Weiding, dem planungsrechtlichen Außenbereich nach § 35 BauGB zugeordnet. 

Die vorliegende Erweiterung soll den bisherigen Ortsrand bzw. die -grenzen sinnvoll erweitern. 

Durch die Erweiterung soll eine bestehende Lagerhalle baulich erweitert sowie der Neubau 
eines Einfamilienhauses ermöglicht werden. 

Neue Bauvorhaben müssen sich in die Eigenart der näheren Umgebung von Pinzing einfügen. 
Da im Umfeld des Erweiterungsbereiches bereits Bebauungen vorhanden sind, liegt eine städ-
tebauliche Vertretbarkeit zweifelsfrei vor. 

3. Begründung zur Erweiterung der Innenbereichssatzung Pinzing 

Anlass der vorliegenden Erweiterung ist der konkret vorliegende Bedarf für eine bauliche Er-
weiterung einer bestehenden Lagerhalle sowie den Neubau eines Einfamilienhauses im Gel-
tungsbereich. 

Die geplante Erweiterung der bestehenden Lagerhalle erfolgt sowohl innerhalb der bisherigen 
Ortsgrenzen als auch auf bisherigen Außenbereichsflächen nach § 35 BauGB. Lediglich der 
geplante Neubau erfolgt vollständig auf bisherigen Außenbereichsflächen. Damit werden so-
wohl bereits abgegrenzte Innenbereichsflächen als auch Außenbereichsflächen für die ge-
planten Bauvorhaben in Anspruch genommen. Damit wird dem Gebot der Innenentwicklung 
entsprochen sowie eine kompakte Siedlungsstruktur (Nachverdichtung) verfolgt. 

Mit der Bauleitplanung sollen ausschließlich Flächen, die an den bisherigen Ortsrand angren-
zen und dem Ortsteil funktional zuzuordnen sind, einbezogen werden. 

Gemäß § 34 Abs. 5 Satz 4 BauGB ist für die Erweiterungsfläche ein entsprechender natur-
schutzrechtlicher Ausgleich zu erbringen. Dieser ist nach der Beschreibung unter Kapitel 9 
abzugelten. 

Der § 34 Abs. 5 BauGB nennt Voraussetzungen, nach denen einzelne Außenbereichsflächen 
in einen im Zusammenhang bebauten Ortsteil einbezogen werden können: 

Voraussetzung nach 
§ 34 Abs. 5 BauGB 

Anwendung auf die Erweiterungsfläche 

Nr. 1: 
Sie mit einer geordneten 
städtebaulichen Ent-
wicklung vereinbar sind. 

Der Geltungsbereich stellt eine städtebaulich sinnvolle und bedarfsge-
rechte Erweiterung des Ortsteils Pinzing dar. 
Der Geltungsbereich befindet sich am nordwestlichen Ortsrand von Klein-
pinzing und schließt direkt an die bereits bestehende Bebauung an. 

Nr. 2: Die Zulässigkeit 
von Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nach An-
lage 1 zum Gesetz über 
die Umweltverträglich-
keitsprüfung oder nach 
Landesrecht unterlie-
gen, nicht begründet 
wird. 

zutreffend 

Nr. 3: Keine Anhalts-
punkte für eine Beein-
trächtigung der in § 1 
Absatz 6 Nummer 7 
Buchstabe b genannten 
Schutzgüter oder dafür 

 Erweiterungsfläche ist nur im Zusammenhang mit der bereits beste-
henden Bebauung und deren Gebäudebestand erkennbar und fügt 
sich in die Landschaft ein, da der vorhandene Gebäudebestand er-
weitert und durch ein Einfamilienhaus ergänzt werden soll 
 Veränderung des bisherigen Orts- und Landschaftsbilds sind zu er-
warten (Überbauung bisher landwirtschaftlicher Nutzflächen) 
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bestehen, dass bei der 
Planung Pflichten zur 
Vermeidung oder Be-
grenzung der Auswir-
kungen von schweren 
Unfällen nach § 50 Satz 
1 des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes zu 
beachten sind. 

 Erweiterung erfolgt jedoch bedarfsgerecht (Anbau + Neubau) 
 Erweiterung knüpft an vorhandenen Siedlungsbestand an 
 negative Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild sind un-
ter Berücksichtigung des Einfügegebotes und der Ausgleichsmaßnah-
men nicht zu erwarten 
 Erweiterung ist mit einer kompakten und geordneten städtebauli-
chen Entwicklung vereinbar 

 geplante Bebauung in dem benötigten Umfang auf bislang unbebau-
ten Flächen innerhalb der Ortsabrundung nicht möglich 
 bauliche Erweiterung der bestehenden Lagerhalle ist standortge-
bunden 
 alternative, unbebaute Flächen sind nicht verfügbar 

 Erschließung erfolgt über den südöstlich gelegenen Ahornweg 
 keine zusätzliche Straßenerschließung erforderlich 
 Ver- und Entsorgung gesichert über vorhandene Sparten 

 im südlichen Teil Trinkwasserleitung vorhanden 
 Bestandsschutz durch nachrichtliche Darstellung der Leitung und 
Schutzzone 

 keine Biotopflächen in Erweiterungsfläche vorhanden 
 angrenzendes Biotop „Feuchtflächen am Pinzinger Bach“ (6742-

0065-003) unmittelbar westlich 
 es erfolgt kein Eingriff in das bestehende Biotop 
 keine negative Beeinträchtigung 

 Landschaftsschutzgebiet Oberer Bayer. Wald (LSG-00579.01) befin-
det sich ca. 50 m Richtung Norden 
 aufgrund der Distanz keine negativen Auswirkungen 

 Lage im Naturpark Oberer Bayer. Wald (NP-00007) 
 geltende Schutzziele sind zu beachten 

 Pinzinger Bach verläuft entlang der westlichen Flurstücksgrenze 
 kein amtlich festgesetztes, vorläufig gesichertes Überschwem-
mungsgebiet oder Hochwassergefahrenflächen betroffen 
 Lage der Erweiterungsfläche teilweise im wassersensiblen Bereich
 Bachlauf liegt außerhalb der Erweiterungsfläche 
 es erfolgt kein Eingriff in den Bach 
 keine negative Beeinträchtigung 

 Festsetzung von Ausgleichsmaßnahmen 
 Schaffung neuer Lebensräume für Tiere und Pflanzen 
 ökologische Aufwertung von bislang intensiv genutztem Grünland 
 positive Auswirkungen auf Schutzgut Tiere und Pflanzen 
 erforderlicher Ausgleich kann am Ort des Eingriffs vollständig er-
bracht werden 

 Teilversiegelung des Bodens durch Bebauung zu erwarten 
 künftige Versiegelung ist reguliert nach dem Gebot des Einfügens 

 negative Auswirkungen auf Klima und Luft sind nicht zu erwarten 
 Bau- oder Bodendenkmäler sind nicht vorhanden
 keine negative Auswirkung 

Die Prüfung hat ergeben, dass die Voraussetzungen nach § 34 Abs. 5 BauGB, eine Außen-
bereichsfläche in einen im Zusammenhang bebauten Ortsteil einzubeziehen, erfüllt sind. 

4. Bedarf 

Der Bedarf für die Erweiterung der Ortsabrundungssatzung liegt nachweislich durch zwei kon-
krete Bauvorhaben (Erweiterung einer bestehenden Lagerhalle, Neubau eines Einfamilien-
hauses) vor. 

Durch die Bauleitplanung soll der Ortsteil Pinzing sinnvoll erweitert und eine Bebauung ohne 
Bebauungsplan ermöglicht werden. 
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Mit der Erweiterung der Ortsabrundung verfolgt die Gemeinde Weiding die ausdrückliche Ab-
sicht, die städtebauliche Entwicklung und Ordnung innerhalb der Ortsteile weiterhin nach dem 
Gebot des Einfügens langfristig aktiv zu steuern. 

5. Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung erfolgt über den bereits bestehenden Ahornweg im Südosten 
(Anwohnerstraße), Flurstück Nr. 454/13 der Gemarkung Habersdorf. 

Der Anschluss an die Erschließung mit einer Wasserversorgungs-, Abwasser- und Stromlei-
tung ist über die vorhandenen Sparten gegeben. Die Stromversorgung erfolgt über die Bay-
ernwerk. Die Wasserversorgung ist durch einen bestehenden Hausanschluss an das Netz des 
Zweckverbands zur Wasserversorgung der Chamer Gruppe gesichert. 

Die Löschwasserversorgung ist nach DVGW Arbeitsblatt W405 mit 48 m³/h durch die beste-
hende Trinkwasserleitung des Zweckverbands zur Wasserversorgung der Chamer Gruppe 
gesichert. 

Im südlichen Bereich verläuft eine Trinkwasserleitung des Zweckverbands durch die Erweite-
rungsfläche hindurch. In der Planzeichnung sind der Verlauf sowie die Schutzzone nachricht-
lich dargestellt. 

Die Grundstückseigentümer von Flurstücken, auf denen Versorgungsleitungen verlegt sind, 
sind verpflichtet, alle den Bestand oder Betrieb der Anlagen und Leitungen gefährdenden Maß-
nahmen zu unterlassen. Insbesondere dürfen Bäume, Sträucher und Bauwerke irgendwelcher 
Art nicht auf den Leitungen und beiderseits mit 3,0 m Abstand von der Rohrgrabenmitte ange-
pflanzt bzw. errichtet werden (Schutzzone). 

Die Schmutzwasserentsorgung ist über einen Anschluss an den vorhandenen Schmutzwas-
serkanal im Ahornweg möglich, welcher zur gemeindeeigenen Kläranlage in Weiding führt. 

Die Kosten für die Erschließung sind vom Bauherrn zu tragen. 

Das auf den privaten Flächen anfallende, unverschmutzte Niederschlagswasser ist auf dem 
eigenen Grundstück durch geeignete Rückhaltevorrichtungen (z.B. Regenrückhaltebecken 
oder -mulden, Zisternen) zurückzuhalten, zu verdunsten und (wenn möglich) zu versickern. 
Für die Einleitung von Niederschlagswasser in das Grundwasser (Versickerung) ist rechtzeitig 
ein wasserrechtliches Verfahren mit den entsprechenden Nachweisen durchzuführen, sofern 
sie nicht der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) unterliegt. 

Die Behandlung und Ableitung von anfallendem Niederschlagswasser ist durch den Grund-
stücksbesitzer bzw. Bauherren ordnungsgemäß zu gewährleisten. 

Die Bodenbeschaffenheit sowie die Versickerungsfähigkeit des Bodens sind vorab vom Bau-
herren zu untersuchen und geeignete Stellen festzulegen. 

Das gesammelte Niederschlagswasser kann zur Grauwassernutzung verwendet werden. 

Bei (Stark)Regenereignissen ist mit dem Auftreten von Schichtenwasser sowie wild abfließen-
den Hangwasser zu rechnen. Im Hinblick auf immer häufiger auftretende Starkregenereignisse 
besteht mittlerweile eine „Hochwassergefahr" auch weit ab von Oberflächengewässern. Die 
Folgen (Vernässung und Verschlammung von Gebäuden, Verkehrsflächen und Grundstücks-
flächen, Bodenabtrag, Überlauf der Kanalisation etc.) können nur durch entsprechende bauli-
che Sicherungsmaßnahmen verhindert bzw. abgemildert werden. Deshalb wird darauf hinge-
wiesen, dass bauliche Vorkehrungen beim Bau von Lichtschächten, Kellerfenstern etc. gegen 
Wassereinbrüche, Vernässungen oder Verschlammungen getroffen werden sollten. 

Eine Beeinträchtigung von gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen sowohl für die beste-
henden Nutzungen im Umfeld als auch für die Erweiterungsflächen ist nicht zu erwarten, da 
eine bedarfsgerechte Entwicklung erfolgt. 
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6. Immissionsschutz 

6.1 Landwirtschaft 

Im Norden, Osten und Westen grenzen landwirtschaftlich genutzte Flächen an. Bei Eingrü-
nungen hin zu landwirtschaftlich genutzten Flächen ist auf eine ordnungsgemäße Pflege von 
Hecken und Gehölzstrukturen zu achten, um Grenzkonflikte zu vermeiden. Insbesondere das 
regelmäßige Zurückschneiden überhängender Äste kann hierzu beitragen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen ortsüb-
lich bewirtschaftet werden. Zeitweise kann es zu betriebsbedingten Immissionen wie Lärm, 
Staub und Gerüche kommen, die von den Anwohnern zu dulden sind. 

6.2 Verkehr 

Die verkehrliche Erschließung erfolgt über den bereits bestehenden Ahornweg im Südosten 
(Anwohnerstraße), Flurstück Nr. 454/13 der Gemarkung Habersdorf. Hiervon sind keine ne-
gativen Auswirkungen durch verkehrsbedingte Emissionen zu erwarten. 

Die Kreisstraße CHA 18 liegt ca. 105 m östlich entfernt, die Kreisstraße CHA 10 ca. 170 m 
westlich der Erweiterungsfläche. Aufgrund der Distanz sind keine negativen Auswirkungen 
durch verkehrsbedingte Emissionen auf der Erweiterungsfläche zu erwarten. 

6.3 Gewerbe 

Der Ortsteil Kleinpinzing ist durch eine dörflich geprägte Nutzungsstruktur gekennzeichnet. Die 
vorgesehene Nutzung (Gewerbe, Wohnen) fügt sich in die bestehende Siedlungs- und Nut-
zungsstruktur ein. 

Bei der baulichen Entwicklung ist auf ausreichend Abstände zwischen Wohnnutzungen, land-
wirtschaftlichen und gewerblichen Nutzungen zu achten, um Nutzungskonflikte zu vermeiden. 

Schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind nicht 
zu erwarten. 

7. Wasserwirtschaft 

Die Erweiterungsfläche grenzt östlich an den Pinzinger Bach (Gewässer III. Ordnung) an. Es 
erfolgt kein Eingriff in den Bach. Auch die naturschutzfachliche Ausgleichsfläche sieht keine 
Eingriffe in den Bach oder dessen Uferbereich vor. Eine wasserrechtliche Genehmigung ist 
somit nicht erforderlich. 

Aufgrund der Nähe zum Pinzinger Bach liegt die Fläche teilweise im wassersensiblen Bereich. 
Die Lage und Abgrenzung des wassersensiblen Bereiches sind nachrichtlich in der Planzeich-
nung dargestellt. 

Ein amtlich festgesetztes Überschwemmungsgebiet des Gewässers existiert nicht. 

Seitens des Wasserwirtschaftsamtes Regensburg wird darauf hingewiesen, dass 

 bei Hochwasser des Pinzinger Bachs Überflutungen auftreten können - aufgrund der 
Nähe des Gewässers sowie der Geländetopografie besteht ein begründeter Verdacht, 
dass das Grundstück Fl.Nr. 450/2, Gemarkung Habersdorf, zum Teil im HQ100-Be-
reich liegt 

 ein Abstand von 5 m zur Böschungsoberkante freigehalten werden sollte, damit die 
Gewässerunterhaltung durch den Unterhaltungsverpflichteten ungehindert stattfinden 
kann 

 Grund-, Drän- und Quellwasser in die öffentliche Kanalisation nicht eingeleitet werden 
darf 
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 mit Schichtwasser zu rechnen ist. Bei der Unterkellerung kann Hang- und Schichtwas-
ser angetroffen werden. Derartige Verhältnisse sind dem Baugrundrisiko zuzurechnen 
zu berücksichtigen. 

 die Anzeigepflicht gemäß § 49 WHG i. V.m. Art. 30 BayWG bei der Freilegung von 
Grundwasser (mindestens einen Monat vor Beginn der Arbeiten beim Landratsamt) 
und die Erlaubnispflicht von Bauwasserhaltungen gemäß § 8 i.V.m. § 9 WHG zu be-
achten ist. Wird Grundwasser unbeabsichtigt erschlossen, ist das Landratsamt unver-
züglich zu benachrichtigen. 

 sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten (Verfärbungen, Geruch) 
des Bodens festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Alt-
last hindeuten, unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde (Kreisverwaltungs-
behörde) zu benachrichtigen ist (Mitteilungspflichten gern. Art. 1, 12Abs. 2 Bay-
BodSchG) 

 die Anforderungen nach DIN 19639 und DIN 19731 für einen schonenden Umgang mit 
Böden zu beachten sind. Der schützenswerte Oberboden (Humus) ist vorher abzu-
schieben, seitlich zu lagern und anschließend wieder zu verwerten. Schutzmaßnah-
men entsprechend DIN 18915 sind zu treffen. 

 bei Stellplätzen, Zufahrten und Zugängen für die Oberflächenbefestigung und deren 
Tragschichten werden Materialien mit einem Abflussbeiwert kleiner oder gleich 0,7 
empfohlen, wie z.B. Pflasterung mit mind. 30 % Fugenanteil, wasser- und luftdurchläs-
sige Betonsteine, Rasengittersteine, Rasenschotter, wassergebundene Decke. 

 für eine gezielte Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser, die Einleitung 
in ein oberirdisches Gewässer oder in das Grundwasser die einschlägigen wasser-
rechtlichen Vorgaben gelten. Je nach Ausgestaltung der Maßnahme ist zu prüfen, ob 
eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich ist oder ob die Voraussetzungen einer er-
laubnisfreien Benutzung vorliegen. Maßgeblich sind dabei insbesondere die einschlä-
gigen technischen Regeln (u. a. TRENOG, TRENGW) sowie die Niederschlagswas-
serfreistellungsverordnung (NWFreiV). 

8. Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Im Rahmen der Eingriffsregelung sollen negative Folgen von Eingriffen in Natur und Land-
schaft vermieden und minimiert werden. Des Weiteren sollen nicht vermeidbare Eingriffe durch 
Maßnahmen des Naturschutzes ausgeglichen werden. 

Als Grundlage für die naturschutzfachliche Bewertung der Eingriffsfläche und die Ermittlung 
des Kompensationsflächenbedarfs dient der Leitfaden des Bayerischen Staatsministeriums für 
Landesentwicklung und Umweltfragen „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft, Eingriffs-
regelung in der Bauleitplanung“ (Dezember 2021). 

9. Ermittlung des Ausgleichsbedarfs 

Gemäß § 34 Abs. 5 Satz 4 BauGB ist für die Erweiterungsfläche ein entsprechender natur-
schutzrechtlicher Ausgleich zu erbringen. 

Der Ausgangszustand kann wie folgt beschrieben werden: Derzeit wird die im Geltungsbereich 
befindliche Fläche als intensiv genutztes Grünland landwirtschaftlich genutzt. 

Zur Ausgleichsbilanzierung wird der unter Punkt 8 genannte Leitfaden herangezogen. Die Bi-
lanzierung erfolgt über das Verfahren der Kompensationsverordnung. 
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Bestandserfassung Schutzgut Arten und Lebensräume 

Bezeichnung Fläche (m2) Bewertung 
(WP) 

GRZ/ Ein-
griffsfaktor 

Ausgleichsbedarf 
(WP) 

G11 Intensivgrünland 3.251 3 0,3 2.926 

Summe 2.926 

Summe Ausgleichsbedarf (WP) 2.926 

Ausgleichsumfang und Bilanzierung Schutzgut Arten und Lebensräume 
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1 G11 Intensiv-
grünland 

3 G221 

Mäßig artenreiche seg-
gen- oder binsenreiche 
Feucht- und Nasswiese 
(extensiv genutzt) 

9 495 6 2.970 

Summe Ausgleichsumfang in Wertpunkten 2.970 

Bilanzierung

Summe Ausgleichsumfang 2.970 

Summe Ausgleichsbedarf 2.926 

Differenz +44 

Der erforderliche naturschutzrechtliche Ausgleich kann damit vollständig und mit einem leich-
ten Überschuss von 44 Wertpunkten am Ort des Eingriffs erbracht werden. 

Als Ausgleich erfolgt die Entwicklung einer mäßig artenreichen seggen- oder binsenreichen 
Feucht- und Nasswiese auf einer Teilfläche des Flurstückes Nr. 450/2 der Gemarkung Ha-
bersdorf. 

Die Ausgleichsfläche ist parallel zum Pinzinger Bach im Westen angeordnet, womit die Aus-
gleichsfläche als lineare Struktur entwickelt wird und die bestehenden Biotopflächen „Feucht-
flächen am Pinzinger Bach“ (6742-0065-003) sinnvoll erweitert und aufwertet. Durch die An-
ordnung der Ausgleichsfläche parallel zum Pinzinger Bach kann das verbleibende, östliche 
Flurstück weiterhin landwirtschaftlich genutzt werden. 

Durch die gewählte Lage unmittelbar angrenzend an den Pinzinger Bach wird eine funktionale 
Vernetzung und Aufwertung bestehender Feuchtlebensräume erreicht. Gleichzeitig wird ein 
weiterer Nutzungsdruck auf den sensiblen Gewässerrandbereich vermieden. 

Ziel der Kompensation ist es, einen verträglichen, landschaftlichen Ausgleich für die Eingriffs-
maßnahmen zu gewährleisten und Flächen, die ökologisch niedriger zu bewerten sind, durch 
für die Natur wertvollere Flächen auszugleichen. 
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Ausgleichsmaßnahmen 

Entwicklung einer mäßig artenreichen seggen- oder binsenreichen Feucht- und Nass-
wiese 

Maßnahmentyp: naturschutzfachlicher Ausgleich 

Fläche: Flurstück Nr. 450/2, Gemarkung Habersdorf, Gemeinde Weiding 

Größe: 495 m² 

Ziel der Maßnahme: Herstellung naturschutzfachlicher Eingriffsausgleich; Schaffung einer ar-
tenreichen Feuchtwiese 

Begründung: Einschlägige Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes; durch die Lage an-
grenzend an einen Bach sowie bestehende Biotopflächen mit Feuchtwiesen soll die Fläche 
durch eine artgleiche Entwicklung ökologisch aufgewertet und vernetzt werden 

Beschreibung der Maßnahmen: 

 Anlegen von Seigen durch Geländemodellierung zur Begünstigung von Feuchtwiesen 
(Abtrag des nährstoffreichen Oberbodens, natürliche Aushagerung) 

 Ansaat oder Mahdgutübertragung einer Wiese mit autochthonem Saatgut (Ursprungs-
gebiet gebietseigenes Saatgut: 19 Bayerischer und Oberpfälzer Wald) 

 extensive landwirtschaftliche Nutzung 
 1 bis 2- schürige Mahd 
 Frühestmöglicher Schnittzeitpunkt für den ersten Schnitt: 01.07. eines Jahres 
 Entfernung des Mahdgutes 
 Verzicht auf Dünge- und Pflanzenschutzmittel 

Zeitlicher Ablauf: Die Maßnahmen sind mit Beginn der Baumaßnahmen herzustellen; die 
Maßnahmen müssen spätestens 1 Jahr nach Nutzungsaufnahme der Gebäude abgeschlos-
sen sein 

Ausführung: Grundstückseigentümer oder beauftragte Gartenbaufirma 

Träger der Umsetzung: Grundstückseigentümer 

Dauerhafte Erhaltung und Pflege:

 1 bis 2-schürige Mahd 
 Entfernung des Mahdgutes 
 Pflanzung und Modellierung dauerhaft erhalten 

Träger der Erhaltung und Pflege: Grundstückseigentümer 

Rechtliche Sicherung der Maßnahme: Nachweis über die Eintragung der Ausgleichsfläche 
in das Grundbuch (Dienstbarkeit) vor dem Satzungsbeschluss an die Gemeinde Weiding und 
das Landratsamt, Meldung der Ausgleichsfläche an das LfU, Anzeige der Herstellung bzw. 
Umsetzung der Maßnahmen bei der UNB, die mit dem Träger bzw. der Bauleitung eine ge-
meinsame Abnahme vornimmt (Herstellungskontrolle) 

10. Landschaftsbild 

Die Lage und Abgrenzung der Erweiterungsfläche ergeben sich aus dem konkret vorliegenden 
Bedarf für zwei Bauvorhaben. 

Die Erweiterung orientiert sich an den vorhandenen baulichen Strukturen des Ortsteils und 
verfolgt das Ziel einer geordneten städtebaulichen Entwicklung. Die einbezogene Fläche 
knüpft unmittelbar an den bestehenden Siedlungsbereich von Pinzing an und ist diesem funk-
tional zuzuordnen. 
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Eine bauliche Entwicklung auf der Erweiterungsfläche wird sich zukünftig aufgrund der Lage 
am nördlichen Ortsrand von Kleinpinzing auf das Orts‑ und Landschaftsbild auswirken. Auf 
bislang unbebauten, landwirtschaftlich genutzten Flächen wird künftig eine Bebauung entste-
hen. Die Erweiterungsfläche ist vom angrenzenden Landschaftsraum aus wahrnehmbar. 

Das städtebauliche Umfeld ist landwirtschaftlich und dörflich geprägt. Es sind Gebäude mit 
wohnbaulichen und kleingewerblichen Nutzungen, landwirtschaftliche Nutzflächen, Orts- und 
Kreisstraßen sowie Waldflächen vorhanden. 

Die bauliche Entwicklung auf der Erweiterungsfläche richtet sich nach § 34 BauGB nach dem 
Gebot des Einfügens. Damit wird sich die Erweiterungsfläche zukünftig sowohl von der Lage 
her (im unmittelbaren Anschluss an den Siedlungsbestand) als auch von der baulichen Ent-
wicklung her (Gebot des Einfügens) in die nähere Umgebung einfügen und nur im Zusammen-
hang mit dieser erkennbar sein. 

Aufgrund der Nähe der Erweiterungsfläche an einem Bachlauf sowie angrenzend an vorhan-
dene, lineare Biotopflächen entschied sich die Gemeinde bewusst gegen eine nördliche Rand-
eingrünung der Erweiterungsfläche, die lediglich dem nahen Ortsbild zweckdienlich wäre. 
Diese wäre zudem nicht geeignet, den Übergang zwischen Siedlungsbereich und freier Land-
schaft landschaftsgerecht auszugestalten. 

Stattdessen entschied sich die Gemeinde dafür, den erforderlichen Ausgleich nördlich an die 
vorhanden Biotopflächen anzuordnen, um eine funktionale Vernetzung und Aufwertung beste-
hender Feuchtlebensräume zu erzielen, die eine positive Auswirkung auf das Schutzgut Tiere 
und Pflanzen hat. 

Die zu erwartenden Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild sind unter Berücksichti-
gung der Kompensationsmaßnahmen und dem Einfügegebot aus Sicht der Gemeinde vertret-
bar. 

Negative Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild können zudem durch eine Redu-
zierung der Erweiterungsfläche, welche während des Verfahrens im nördlichen Bereich er-
folgte, vermieden werden. 

Mit der Erweiterung wird eine bedarfsgerechte Entwicklung im direkten Anschluss an die be-
stehende Bebauung ermöglicht, ohne eine ungeordnete Ausdehnung des Siedlungsbereichs 
in den Außenbereich vorzubereiten. Die Inanspruchnahme weiterer, vom Siedlungszusam-
menhang abgesetzter Flächen wird dadurch vermieden. 

11. Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) 

Anlass und Aufgabenstellung 

Anlass der saP ist die beabsichtigte Einbeziehung einer Teilfläche in den im Zusammenhang 
bebauten Ortsteil Kleinpinzing. Die Erweiterungsfläche liegt im Umfeld des Pinzinger Baches 
(Gewässer III. Ordnung) und wird im Ausgangszustand als landwirtschaftlich genutztes Grün-
land beschrieben; im Umfeld sind feuchte/nasse Hochstaudenfluren und Feuchtflächen sowie 
ein wassersensibler Bereich bekannt. 

Ziel der saP ist die Prüfung, ob durch das Vorhaben artenschutzrechtliche Verbotstatbestände 
nach § 44 Abs. 1 BNatSchG (Tötungs-/Störungsverbot, Schädigung von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten) für europarechtlich geschützte sowie national gleichgestellte Arten ausgelöst 
werden. Der Prüfablauf orientiert sich an den Vorgaben/Arbeitshilfen des LfU zur saP. 



Gemeinde Weiding, Erweiterung der Ortsabrundungssatzung Ortsteil Pinzing 

Entwurfsfassung vom 13.01.2026 Seite 16 von 17 
2. Entwurfsfassung vom 02.06.2026 O.Nr. 37.08.VI 
Satzungsfassung vom 04.08.2026 

Datengrundlagen und Methodik 

Datengrundlagen 

Für die Kurz-saP wurden herangezogen: 

 LfU-Arteninformationen zur Ermittlung saP-relevanter Arten (Abfrage über TK-Blatt 
6642 (Waldmünchen)). 

 Hinweise zur örtlichen Situation aus den Fachstellungnahmen, insbesondere zur Ge-
wässernähe, zum wassersensiblen Bereich sowie zu Biotop-/Feuchtstrukturen im Um-
feld des Pinzinger Baches. Eine eigenständige faunistische Kartierung ist Bestandteil 
einer Voll-saP; diese Kurzfassung dient der nachvollziehbaren Relevanzprüfung/Ab-
schichtung auf Basis der vorliegenden Unterlagen. 

Warum TK-Blatt verwendet wurde (anstelle Landkreis) 

Das LfU stellt mehrere Suchwege zur Ermittlung der saP-relevanten Arten bereit (u. a. 
TK-Blatt, Landkreis). Gleichzeitig empfiehlt das LfU „im Interesse der sachgerechten Einzel-
fallentscheidung und Planungssicherheit“, den Landkreis als räumlich niedrigste Ebene zu ver-
wenden. 

Abweichend von dieser Empfehlung wird hier das TK-Blatt 6642 verwendet, um die Artenspek-
tren kleinräumiger am Projektstandort abzuleiten. Der Hintergrund ist, dass das Planungsge-
biet unmittelbar in einem gewässerbeeinflussten Wirkraum liegt (Pinzinger Bach / Feuchtstruk-
turen / wassersensibler Bereich). Die TK-Blatt-Ebene ist dafür als differenzierte räumliche Re-
ferenz geeignet und wird vom LfU ausdrücklich als Suchoption bereitgestellt. 

Untersuchungsraum und örtliche Gegebenheiten (Wirkraum) 

Der Untersuchungsraum umfasst den Geltungsbereich der Erweiterung sowie den unmittelba-
ren Wirkraum angrenzender Strukturen, insbesondere: 

 Pinzinger Bach mit zugehörigem Umfeld (Gewässernähe, Gewässerrand, Feuchtbe-
reiche). 

 Im Umfeld genannte Biotop-/Feuchtflächen („feuchte und nasse Hochstaudenfluren 
und Feuchtflächen“) sowie Darstellung als überschwemmungsgefährdete Gebiete / 
wassersensibler Bereich. 

 Ausgangsnutzung im Planungsgebiet: landwirtschaftlich genutztes Grünland (intensiv). 

Die besondere Sensibilität des Gewässerumfelds ist fachlich relevant, da für gewässergebun-
dene Arten (z. B. Fledermäuse als Jagdhabitat, einzelne Vogelarten am Gewässer) der Wirk-
raum primär entlang des Baches liegt. 

Relevanzprüfung: potenziell vorkommende saP-Arten (TK-Blatt 6642) 

Die LfU-Liste für TK-Blatt 6642 weist eine Reihe saP-relevanter Arten aus, u. a. aus den Grup-
pen Säugetiere (Fledermäuse, Biber, Fischotter, Wildkatze u. a.), Vögel (u. a. Eisvogel, Uhu, 
Schwarzstorch etc.) sowie Reptilien (z. B. Zauneidechse) und einzelne Schmetterlinge/ Pflan-
zen.  

Für die saP ist daraus nicht die bloße Listenexistenz entscheidend, sondern ob im konkreten 
Wirkraum des Vorhabens geeignete Fortpflanzungs-/Ruhestätten oder regelmäßig genutzte 
essentielle Habitate zu erwarten sind. 

Habitat- und Wirkraumabschichtung (vorhabenbezogene Relevanz) 

Säugetiere – Fledermäuse 

Für Fledermäuse ist im Umfeld des Bachraums grundsätzlich ein Jagd-/Orientierungsraum 
möglich. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (Quartiere in Baumhöhlen/Spalten, Dachstühlen 
etc.) sind aus den vorliegenden Unterlagen für den Eingriffsbereich nicht belegt; die Kurz-saP 
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bewertet daher primär das Risiko indirekter Wirkungen (z. B. Licht, Störung) in Richtung Bach-
raum. 

Konfliktrisiko: gering bis mäßig (v. a. Stör-/Lichtwirkung), sofern der Gewässerrandbereich 
nicht zusätzlich beeinträchtigt wird. 

Säugetiere – Biber / Fischotter u. a. 

Das TK-Blatt listet u. a. Europäischen Biber und Fischotter. Diese Arten sind an Gewäs-
serstrukturen gebunden; die vorhabenbezogene Relevanz ergibt sich nur, wenn Eingriffe/Ar-
beiten den Gewässerbereich oder Uferzonen betreffen oder wenn Bau-/Nutzungswirkungen in 
den Gewässerkorridor hineinreichen. In den Fachhinweisen wird der Gewässerraum als sen-
sibel beschrieben (wassersensibler Bereich; Hinweise zur Gewässernähe/Unterhaltung). 

Konfliktrisiko: gering, sofern keine Gewässerumgestaltungen erfolgen und der Gewässer-
rand funktional geschützt bleibt. 

Vögel (Brut-/Gastvögel) 

Die TK-Liste enthält u. a. Eisvogel (gewässergebunden) sowie weitere Arten unterschiedlicher 
Lebensraumansprüche. Für den Eingriffsbereich (Grünland/Ortsrand) sind nach Aktenlage 
keine konkreten Brutplätze streng geschützter Arten benannt. Die potenzielle Relevanz be-
steht v. a. für Brutvögel in Randstrukturen sowie für gewässerbezogene Arten im Bachraum. 

Konfliktrisiko: gering, wenn bauzeitliche Eingriffe in Vegetationsstrukturen außerhalb sensib-
ler Zeiten erfolgen und keine Ufer-/Gewässerstrukturen beeinträchtigt werden. 

Reptilien/Amphibien 

Im TK-Blatt ist u. a. die Zauneidechse gelistet. Die Habitateignung hängt stark von strukturrei-
chen, sonnenexponierten Saum-/Ruderalbereichen ab; für den intensiv genutzten Grünland-
bereich ist dies ohne zusätzliche Strukturhinweise meist eingeschränkt. Feuchte Standorte am 
Bach sind eher für Amphibien relevant; konkrete Laichgewässer sind aus den vorliegenden 
Unterlagen nicht belegt. 

Konfliktrisiko: gering (potenziell lokal, falls Saumstrukturen/Lesesteinhaufen o. ä. vorhanden 
wären; dann wäre Kartierung im Vollzug angezeigt) 

Prüfung der Verbotstatbestände (§ 44 Abs. 1 BNatSchG) – Ergebnis 

Auf Basis der TK-Artenliste und der Wirkraumabschichtung ergeben sich für die Kurz-saP 
keine belastbaren Hinweise darauf, dass im Eingriffsbereich Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 
saP-relevanter Arten zerstört oder erheblich beeinträchtigt werden. 

Das wesentliche potentielle Konfliktfeld ist die Gewässernähe (Pinzinger Bach / wassersen-
sibler Bereich) mit möglichen indirekten Wirkungen (Störung, Licht, Randwirkungen). Die 
Fachstellungnahmen betonen die Sensibilität des Umfelds und die Erforderlichkeit, Gewässer-
rand und Unterhaltung zu berücksichtigen. 

Fazit: Es sind keine Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zu erwarten. 

Gesamtergebnis 

Die saP-Kurzprüfung auf Basis der LfU-Arteninformationen TK-Blatt 6642 und der vorliegen-
den örtlichen Hinweise (Pinzinger Bach / wassersensibler Bereich / Biotop-Feuchtstrukturen 
im Umfeld) ergibt keine Anhaltspunkte, dass durch die Einbeziehungssatzung artenschutz-
rechtliche Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ausgelöst werden.




